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Einleitung und Gang der Untersuchung 

Das Rechtsinstitut der Rücklage für Ersatzbeschaffung  gestattet es dem Steuer-
pflichtigen, die stillen Reserven eines zwangsweise ausgeschiedenen Wirtschafts-
guts auf ein Ersatzwirtschaftsgut  zu übertragen. Hierdurch kommt es zu einem den 
Steuerpflichtigen begünstigenden Besteuerungsaufschub.1 Der Begünstigungstat-
bestand der Rücklage für Ersatzbeschaffung  ist durch die Rechtsprechung des 
Reichsfinanzhofs  entwickelt worden.2 Eine ausdrückliche Regelung besteht im 
geltenden Recht nicht.3 Nach dem Grundsatz der Tatbestandsmäßigkeit der Be-
steuerung ist aber nicht nur für eine steuerliche Belastung, sondern auch für die 
Gewährung einer steuerlichen Begünstigung eine gesetzliche Grundlage erforder-
lich.4 Aus diesem Grund stellt sich die Frage nach den steuerrechtlichen Grund-
lagen der Rücklage für Ersatzbeschaffung. 

Die Rechtsprechung sieht die Rücklage für Ersatzbeschaffung  als gewohnheits-
rechtlichen Begünstigungstatbestand an.5 Die gewohnheitsrechtliche Begründung 
eines steuerlichen Begünstigungstatbestands wirft  nicht nur die Frage auf, ob diese 
Begründung überzeugend ist, sondern führt  zu weiteren Problemen grundsätzlicher 
Art. Zum einen zu dem Problem, ob und in welchem Maße die Geltung von Ge-
wohnheitsrecht im Steuerrecht anzuerkennen ist und zum anderen zu dem Prob-
lem, ob eine ständige Rechtsprechung die Grundlage von steuerlichem Gewohn-
heitsrecht bilden kann. 

Die Überzeugungskraft  der gewohnheitsrechtlichen Begründung der Recht-
sprechung zur Rücklage für Ersatzbeschaffung  ist zu untersuchen, weil sie immer 
wieder angezweifelt worden ist.6 Auch der Bundesfinanzhof  hat zwischenzeitlich 
Zweifel an einer gewohnheitsrechtlichen Verfestigung der Rechtsprechungsgrund-
sätze geäußert.7 Diese Untersuchung soll aufzeigen, dass die gewohnheitsrecht-
liche Begründung der Rücklage für Ersatzbeschaffung  nicht tragfähig ist. Wenn 

1 Näher zur Übertragung der stillen Reserven und dem hieraus resultierenden Besteue-
rungsaufschub im 1. Kapitel unter Α. I. 1. 

2 Zuerst RFH RStBl. 1930, 313, 314. 
3 Der Begriff  „Rücklage für Ersatzbeschaffung"  wird in § 13a VI 1 Nr. 4 EStG verwendet, 

ohne dass deren tatbestandliche Voraussetzungen genannt werden. 
4 Zum Grundsatz der Tatbestandsmäßigkeit der Besteuerung im 2. Kapitel unter Β. I. 1. 
5 Zuerst BFH BStBl. I I 1973, 582, 584; ausführlich hierzu im 2. Kapitel unter Β. II. 1. 
6 So Tipke  DStJG Bd. 4 (1981), 1, 8; auch Meincke  DStJG Bd. 7 (1984), 7, 17 ff.;  in 

jüngerer Zeit insbesondere Ebling  in: FS Moxter, S. 1005 ff.,  der die gewohnheitsrechtliche 
Begründung der Rücklage für Ersatzbeschaffung  allerdings zum Teil für tragfähig erachtet. 

7 So BFH BStBl. I I 1991, 222, 225 f. 

2* 
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aber die gewohnheitsrechtliche Begründung nicht tragfähig ist, ergibt sich das 
Problem, welche anderen Begründungen in Frage kommen. In Betracht kommt 
eine Begründung des Besteuerungsaufschubs sowohl durch die Auslegung8 des 
Einkommensteuergesetzes als auch durch die Ausfüllung einer einkommensteuer-
rechtlichen Regelungslücke9. Außerdem können die Rechtsprechungsgrundsätze 
möglicherweise auf die Billigkeitsvorschriften  der Abgabenordnung gestützt wer-
den. Eine Untersuchung der verschiedenen Begründungsansätze erfordert  die Klä-
rung von methodischen Vorfragen.  Da zur Methodik der Rechtsanwendung und 
Rechtsfortbildung im Steuerrecht bereits umfassende Arbeiten erschienen sind10, 
werden die methodischen Ausführungen knapp gehalten. 

Im Anschluss an die Untersuchung der verschiedenen Begründungsansätze soll 
der Frage nachgegangen werden, welchen Spielraum der Gesetzgeber bei einer ge-
setzlichen Regelung der Rücklage für Ersatzbeschaffung  hat. 

Die Untersuchung der verschiedenen Begründungsansätze der Rücklage für 
Ersatzbeschaffung  ist eng verbunden mit der Fragestellung nach der Systematik 
des Besteuerungsaufschubs in den mit der Rücklage für Ersatzbeschaffüng  ver-
gleichbaren Fällen der Reinvestitionsrücklage gemäß § 6b EStG und des Tauschs 
vor der Einführung des § 6 VI 1 EStG durch das Steuerentlastungsgesetz 1999/ 
2000 /200211, weil die Rechtsprechung zur Rücklage für Ersatzbeschaffung  nur 
dann zutreffend  gewürdigt werden kann, wenn die den anerkannten Aufschub-
tatbeständen zugrunde liegenden Prinzipien bekannt sind.12 Denn die zugrunde 
liegende Prinzipien lassen sich sowohl für die Gesetzesauslegung als auch für die 
Rechtsfortbildung heranziehen.13 

Tipke hat in seinem Referat zur Eröffnung  der vierten Jahrestagung der Deut-
schen Steueijuristischen Gesellschaft bezweifelt, dass ein übergreifendes  Prinzip 
existiert, welches dem Besteuerungsaufschub in den Fällen des Tauschs, der Re-
investitionsrücklage und der Rücklage für Ersatzbeschaffung  zugrunde liegt. Die 
Fälle des Besteuerungsaufschubs trotz Gewinnrealisierung bildeten einen dog-
matisch nicht bewältigten Problemkreis.14 Dieser resultiert vorwiegend aus dem 
Umstand, dass die Rechtsprechung den Besteuerungsaufschub in den Fällen des 
Tauschs und der Rücklage für Ersatzbeschaffung  jenseits einer eindeutigen gesetz-
lichen Grundlage entwickelt hat. Eine gesetzliche Regelung besteht nur für die 

8 Hierzu im 2. Kapitel unter C. 
9 Hierzu im 2. Kapitel unter D. 
1 0 Ausführlich zur Rechtsfortbildung im Steuerrecht Barth,  Richterliche Rechtsfortbil-

dung, S. 25 ff. 
h BGBl. 1 1999, 402. 
12 Vgl. Lang DStJG Bd. 4 (1981), 45,48. 
13 Zur Bedeutung gesetzlicher Prinzipien bei der Auslegung und der Lückenfüllung 

Tipke/Kruse/Drüen  § 4 RdNr. 289 ff.;  Lang in: Tipke/Lang § 4 RdNr. 27 f.; Tipke  StuW 
1971, 2,5 f.; ders.  StuW 1972, 264, 266 f.; auch Costede  in: FS Felix, S. 17,20. 

14 So Tipke  DStJG Bd. 4 (1981), 1, 7. 



Einleitung und Gang der Untersuchung 

Reinvestitionsrücklage in § 6b EStG. Es fehlt in diesen Fällen damit an einem 
„äußeren" System, d. h. an einer übersichtlichen Ordnung und technischen Glie-
derung.15 Es ist daher zu untersuchen, ob diese Fälle einem „inneren" System im 
Sinne einer teleologischen Ordnung allgemeiner Rechtsprinzipien16 folgen. Auch 
wenn nach § 6 V I 1 EStG der Tausch seit dem 1.1. 1999 immer zu einer Gewinn-
realisierung führt,  sollen die zuvor anerkannten Fälle des Besteuerungsaufschubs 
beim Tausch in die Betrachtung einbezogen werden, weil nur so die Reinvestiti-
onsrücklage und die Rücklage für Ersatzbeschaffung  zutreffend  gewürdigt werden 
und gemeinsame Prinzipien herausgearbeitet werden können. 

In der Rechtsprechung finden sich keine Versuche, ein diesen Fällen zugrunde 
liegendes System herauszuarbeiten. Die Rechtsprechung hat die Frage der Ge-
winnrealisierung von Fall zu Fall unter Würdigung der wirtschaftlichen Gesichts-
punkte entschieden und keine übergreifenden Prinzipien herausgearbeitet.17 In der 
Literatur sind Versuche der Systematisierung gemacht worden. Allerdings wird die 
Frage nach den diesen Fällen zugrunde liegenden Prinzipien uneinheitlich beant-
wortet. Es soll untersucht werden, ob die vorgeschlagenen Prinzipien zu einer Sys-
tematisierung der genannten Fälle des Besteuerungsaufschubs beitragen können. 

Die zugrunde liegenden Prinzipien sind auch für die Qualifizierung dieser Fälle 
des Besteuerungsaufschubs als echte oder unechte Steuervergünstigungen ent-
scheidend. Steuervergünstigung ist ein Rechtssatz, der nicht auf einem steuerart-
begründenden Prinzip beruht und die Rechtsfolge für bestimmte Steuerrechts-
subjekte oder für bestimmte steuerbare Sachverhalte nicht oder nur eingeschränkt 
eintreten lässt.18 Im Gegensatz zu echten Steuervergünstigungen, welche materiell 
dem Subventionsrecht angehören und einzelne Steuerpflichtige privilegieren, 
engen unechte Steuervergünstigungen einen zu weit gefassten Grundtatbestand ein, 
um Lastengleichheit herzustellen.19 

Es geht im Folgenden nur um Prinzipien des Besteuerungsaufschubs bei der 
Übertragung stiller Reserven von einem ausgeschiedenen Wirtschaftsgut auf ein 
anderes Wirtschaftsgut desselben Steuerpflichtigen. Es wird dagegen nur kurz auf 
die Fälle des Besteuerungsaufschubs eingegangen, die dadurch gekennzeichnet 
sind, dass die stillen Reserven auf andere Steuerrechtssubjekte übergehen (sog. 
interpersonale Übertragung stiller Reserven). Nicht eingegangen wird auf die 
Regelung der Euroumrechnungsrücklage in § 6d EStG20, auf die Regelung der un-

1 5 Zur Definition des „äußeren" Systems Lang in: Tipke/Lang § 4 RdNr. 5 mit Nach-
weisen. 

1 6 So die Definition bei Conans, Systemdenken, S. 156. 
17 So schon RFH RStBl. 1940, 595, 596; zustimmend BFH BStBl. HI 1952, 208, 212; 

BStBl. ΙΠ 1962, 351, 352; BStBl. Π 1972,419,420 f. 
1 8 So die Definition bei Lang, Systematisierung, S. 78. 
1 9 Zur Abgrenzung von echten und unechten Steuervergünstigungen Birk  RdNr. 98 f.; 

Lang in: Tipke/Lang § 7 RdNr. 36 ff. 
20 Hierzu Hey  in: Tipke/Lang § 17 RdNr. 216. 


